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Ausgabenumschichtungen:
Der richtige Weg

Die durch die Flutwelle angerichteten
Schäden stellen gesamtwirtschaftlich ge-
sehen die Vernichtung eines Teils des Pro-
duktionspotentials (Infrastruktur, Gewer-
bebetriebe, Maschinen) und des in den
privaten Haushalten vorhandenen Kon-
sumvermögens (Häuser, Wohnungsein-
richtungen, Autos) dar. Dieser Schaden
muss von der gesamten deutschen Volks-
wirtschaft getragen werden. Wenn um die
Finanzierung der Flutschäden gestritten
wird, geht es letzten Endes um die Fra-
ge, wer – also welche Unternehmen oder
welche Bürger, aber auch welche Ge-
bietskörperschaften – die eingetretenen
Schäden letztendlich übernehmen soll.

Würde man keine staatliche Katastro-
phenhilfe organisieren, dann müssten die
unmittelbar Betroffenen für die Schäden
selbst aufkommen. Soweit Versicherun-
gen bestehen, kann – meist allerdings nur
ein Teil – an die Versicherungen und da-
mit an die Versichertengemeinschaft
weitergegeben werden. Wenn es für die
Schäden Abzugsmöglichkeiten bei der Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage der
Einkommensteuer gibt (z.B. als außerge-
wöhnliche Belastungen), dann muss der
Schaden der Steuerpflichtigen teilweise
von den öffentlichen Haushalten über-
nommen werden. Spenden der Bevölke-
rung für die Opfer der Flut stellen ökono-
misch die freiwillige Übernahme eines Teils
der entstandenen Schäden durch die
Spender dar. Da für solche Spenden in
der Regel der Sonderausgabenabzug im
Rahmen der Einkommensbesteuerung
geltend gemacht wird, muss sich auch
dabei indirekt der Staat an den Schäden
beteiligen. 

Wird dagegen – was politisch in Deutsch-
land unstrittig ist – eine Katastrophenhil-
fe durch den Staat organisiert, dann ent-
scheidet die Form der Finanzierung dar-

über, wer die Flutschäden letzten Endes
zu tragen hat. Grundsätzlich bieten sich
für die Aufbringung der erforderlichen
Mittel folgende Maßnahmen an: die Kür-
zung anderer Ausgaben, die Erhöhung
von Steuern und Abgaben und die Auf-
nahme weiterer Kredite. Denkbar wäre
auch, Privatisierungserlöse zur Finanzie-
rung einzusetzen. Welchen dieser Finan-
zierungswege man einschlagen sollte,
hängt auch von der Art und der Höhe der
Schäden ab. Man kann deshalb darüber
streiten, ob es klug ist, Vorschläge zur Fi-
nanzierung bereits zu diskutieren, noch
bevor der Umfang der Schäden einiger-
maßen verlässlich abzuschätzen ist. Die
Bundesregierung geht offenbar davon
aus, dass in den Jahren 2002 und 2003
eine Fluthilfe in Höhe von insgesamt et-
wa 8 bis 9 Mrd. p zu leisten ist. Einen
Teil davon wird die EU übernehmen. Durch
eine Haushaltssperre sollen im Bundes-
haushalt rund 250 Mill. p erwirtschaf-
tet werden. Es bleibt also für das Jahr
2003 ein Finanzierungsbedarf von rund
7 Mrd. p. Dieser Betrag stellt in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt etwa 0,3% dar,
bezogen auf das Volumen des Staats-
haushalts (ohne Sozialversicherungen)
sind es etwa 1,2%. Bleibt es bei dieser
Belastung, dann wird man in der Flut-
katastrophe sicher kein »außergewöhnli-
ches Ereignis« sehen können, das »die
staatliche Finanzlage erheblich beein-
trächtigt« und damit – nach den Regeln
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes –
ein Überschreiten der Defizitgrenze von
3% rechtfertigen würde. 

Die erste Möglichkeit für die Aufbringung
der erforderlichen Mittel stellen Ausga-
benumschichtungen dar; das heißt: Kür-
zungen bei anderen Ausgabenposten in
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den öffentlichen Haushalten. Das will die Bundesregierung
zumindest im Jahre 2002 über eine Haushaltssperre errei-
chen. Allerdings können damit solche Ausgaben nicht er-
fasst werden, die auf vertraglicher oder gesetzlicher Ver-
pflichtung beruhen. Da außerdem auch noch die Investi-
tionsausgaben und die im letzten Jahr beschlossenen Anti-
Terror-Ausgaben ausgenommen werden sollen, können auf
diese Weise keine wirklichen Umschichtungserfolge erzielt
werden. Die Bundesregierung plant mit 250 Mill. p einen
gemessen am Ausmaß der Flutschäden völlig unzureichen-
den Betrag, der nicht einmal ein Promille des Volumens des
Bundeshaushalts ausmacht. 

Wollte man mit Ausgabenumschichtungen das erforderli-
che Finanzvolumen (etwa 7 Mrd. p) erschließen, dann müss-
te man in Leistungsgesetze eingreifen. So könnte zum Bei-
spiel sofort ein Subventionskürzungsgesetz beschlossen
werden. Die damit freigesetzten Mittel wären der Finanzie-
rung der Flutschäden, konkret: dem Fonds »Aufbauhilfe«,
zuzuführen. Was für Subventionen gilt, müsste für viele
Transferzahlungen, aber auch für die enormen – von vielen
als ineffizient angesehenen – Ausgaben für Arbeitsmarkt-
politik gelten. Ein solches Vorgehen verlangt allerdings po-
litischen Mut, der offenbar gefehlt hat, zumal es vorausge-
setzt hätte, dass unmittelbar vor der Bundestagswahl Art
und Umfang der Ausgaben genau benannt werden, die
zur Kürzung anstehen.

Dennoch: Die Finanzierung der Flutschäden müsste in ers-
ter Linie über Ausgabenumschichtungen vorgenommen wer-
den. Das wäre zweifellos die richtige Finanzierungsmetho-
de gewesen – jedenfalls so lange, wie sich die Schäden im
einstelligen Milliardenbereich halten. Mit der Flutkatastrophe
haben sich nämlich die Prioritäten in den öffentlichen Haus-
halten verändert, folglich wäre eine Umstrukturierung der
Ausgaben geboten gewesen. Die zu finanzierenden Mehr-
ausgaben von etwa 7 Mrd. p Fluthilfe stellen – wie bereits
erwähnt – nur etwa 1,2% des Haushaltsvolumens aller Ge-
bietskörperschaften dar. In diesem Umfang sollte Flexibi-
lität in den öffentlichen Haushalten bestehen. Der Bundes-
minister der Finanzen entzieht sich den Ausgabenum-
schichtungen mit der Bemerkung, der Bundeshaushalt 2002
sei „auf Kante genäht“ und lasse deshalb keinerlei Um-
schichtung zu. Das aber ist nur der Beleg für eine bedenk-
liche Haushaltspolitik. Offensichtlich platzt – um im Bild zu
bleiben – der Bundeshaushalt aus allen Nähten. Zweifel an
der Solidität der Finanzpolitik mussten im Übrigen schon
im letzten Jahr aufkommen, als ein im Verhältnis zum ge-
samten Haushaltsvolumen bescheidener Betrag für zu-
sätzliche Sicherheitsausgaben in Höhe von 1,5 Mrd. p – das
sind rund 0,6% des Ausgabenvolumens im Bundeshaus-
halt – nicht aus dem laufenden Haushalt finanziert werden
konnte, sondern zu Erhöhungen der Tabak- und Versiche-
rungsteuer führte. All diese Erfahrungen zeigen noch ein Wei-
teres: Da die Politik offenbar nicht imstande und auch gar

nicht willens ist, selbst bei nur geringfügigen Mehrbelastun-
gen die öffentlichen Ausgaben umzustrukturieren, wird es in
Zukunft auch keine Chancen für fühlbare Steuersenkungen
geben. Ebenso wird eine Senkung der Staatsquote (Rela-
tion von öffentlichen Ausgaben zu Bruttoinlandsprodukt) auf
40 oder gar 35% – wie es in den Wahlprogrammen der
CDU/CSU beziehungsweise der FDP gefordert wird – Illu-
sion bleiben.

Für das Jahr 2003 muss der Entwurf eines Haushaltsplans
nach der Wahl vom 22. September 2002 im Bundestag
eingebracht werden. Es würde also durchaus noch die Mög-
lichkeit bestehen, den finanzpolitischen Erfordernissen der
Flutkatastrophe im Entwurf des Bundeshaushaltes 2003
Rechnung zu tragen. Bei den Ländern und Gemeinden, die
bereits die Haushaltsplanung für das Jahr 2003 abge-
schlossen haben, müssten über Nachtragshaushalte die er-
forderlichen Mittel für die Katastrophenhilfe zur Verfügung
gestellt werden. Würde man diesen Weg gehen, dann hät-
ten diejenigen zur Finanzierung der Flutschäden beizutra-
gen, die bisher aus den zu kürzenden Ausgaben (z.B. Sub-
ventionen, Transferzahlungen, öffentliche Aufträge) Nutzen
gezogen haben. 

Kreditfinanzierung: Das kleinere Übel

Wenn schon nicht die richtige Finanzierungsmethode er-
griffen worden ist, geht es im Weiteren nur noch um die Fra-
ge des kleineren Übels: Steuererhöhung oder Kreditfinan-
zierung. Die Bundesregierung hat entschieden, die für das
Jahr 2003 beschlossene zweite Entlastungsstufe der Steu-
erreform um ein Jahr zu verschieben und – ebenfalls für
ein Jahr – den Satz der Körperschaftsteuer um 1,5 Pro-
zentpunkte anzuheben. Das läuft auf Steuererhöhungen
hinaus. Es ist schlicht unzutreffend, wenn die Bundesre-
gierung in der Begründung zum »Flutopfersolidaritätsge-
setz« darauf hinweist, »die Verschiebung der Steuerre-
formstufe ... (sei eine) die aktuelle Einkommensposition der
Bürger nicht belastende ... Maßnahme«. Wenn eine für den
1. Januar 2003 gesetzlich festgelegte Steuersenkung (An-
hebung des Grundfreibetrags von 7 235 p auf 7 426 p und
eine Senkung des Eingangssteuersatzes von 19,9 auf 17%
sowie des Spitzensteuersatzes von 48,5 auf 47%) um ein
Jahr verschoben wird, dann ist das eine einmalige Steuer-
erhöhung. Damit werden alle diejenigen zur Finanzierung
der Flutschäden herangezogen, die Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer zu zahlen haben. Das Ziel, das Solidarop-
fer zugunsten der unmittelbar Betroffenen gemäß der Leis-
tungsfähigkeit der Bürger zu verteilen, spricht zwar für ei-
ne Steuererhöhung, allerdings gibt es auch gewichtige
Gegenargumente:

Mit der Verschiebung der zweiten Entlastungsstufe wird zu-
nächst einmal Vertrauen in die Verlässlichkeit der Steuer-
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politik verspielt, das mit der Steuerreform 2000 mühsam
zurückgewonnen werden konnte. Trotz vieler Kritikpunkte
am steuersystematischen Ansatz und an mancher Detail-
regelung hat die Steuerreform 2000 zumindest einen Vor-
teil gehabt: Die jahrelange Diskussion um eine Steuerre-
form, die zu einer Lähmung der wirtschaftlichen Aktivitäten
beigetragen hatte, ist beendet worden, und es sollten ver-
lässliche steuerliche Rahmenbedingungen bis zum Jahre
2005 festgelegt werden. Das damit geschaffene Vertrauen
in die Steuerpolitik wird nunmehr leichtfertig aufs Spiel ge-
setzt. Wer wird noch darauf vertrauen, dass es bei der ein-
maligen Verschiebung um ein Jahr bleibt? Zweifel kom-
men auf, weil doch gerade das Jahr 2004 finanzpolitisch
besonders schwierig werden wird; denn dann muss die Zu-
sage erfüllt werden, einen »nahezu« ausgeglichenen Staats-
haushalt vorzulegen. Darf man wirklich darauf vertrauen,
dass die zweite Entlastungsstufe im Jahre 2004 kommt und
die dritte für 2005 verabschiedete Entlastungsstufe frist-
gerecht umgesetzt wird? Das alles trägt zur weiteren Ver-
unsicherung der Konsumenten und Investoren in Deutsch-
land bei, was in der momentanen Konjunkturlage die Ent-
scheidungen über Konsum und Investitionen eher negativ
beeinflussen wird.

Steuererhöhungen sind derzeit angesichts der Wachs-
tumsschwäche und der Situation am Arbeitsmarkt sogar
kontraproduktiv. Experten erwarten infolge der Verschiebung
der Entlastungsstufe für das Jahr 2003 einen Rückgang des
Wirtschaftswachstums um etwa 0,3 Prozentpunkte. Bisher
galt es als nahezu einhellige Meinung, dass weitere Steuer-
senkungen für mehr Wachstum und Beschäftigung gebo-
ten seien. Es muss auch überraschen, dass sich just jene
Wirtschaftsverbände jetzt für die Verschiebung der zweiten
Stufe der Steuerreform aussprechen, die noch vor einem
Jahr aus konjunkturpolitischen Gründen ein Vorziehen in das
Jahr 2002 verlangt haben. Gerade in Anbetracht der auf
die öffentlichen Haushalte zukommenden Belastungen durch
die Flutkatastrophe wäre ein stärkeres Wirtschaftswachs-
tum attraktiv. Aus dem sich dann einstellenden Steuer-
mehraufkommen könnten Leistungen an die Betroffenen fi-
nanziert werden. 

Gelegentlich wird behauptet, das Verschieben der Steuer-
reform werde zwar die zur Verfügung stehenden Einkom-
men der Bürger reduzieren, was entsprechend der Kon-
sumquote zur Einschränkung der Konsumnachfrage füh-
ren könne; die damit aufgebrachten Mittel für die Aufbau-
hilfe würden aber in vollem Umfang investiv verwendet, so
dass per saldo ein positiver Effekt auf die Konjunktur zu er-
warten sei. Hier feiert das Haavelmo-Theorem fröhliche Ur-
ständ. Es ist bekannt, dass eine solche Wirkung nur unter
sehr restriktiven Bedingungen konstruiert werden kann. 

Über die Verschiebung der zweiten Entlastungsstufe der
Steuerreform und die Erhöhung des Körperschaftsteuer-

satzes sollen rund 6,6 Mrd. p Steuermehreinnahmen bei
Bund, Ländern und Gemeinden erzielt und dem neu ge-
schaffenen Fonds »Aufbauhilfe« zugeführt werden. Hier-
bei handelt es sich um Schätzungen, die auf Annahmen
über die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung basieren.
Da die Bundesregierung relativ optimistische Erwartun-
gen hat und ihre Prognosen – wie die letzten Steuer-
schätzungen zeigen – immer wieder korrigiert werden
mussten, ist zu vermuten, dass die Steuermindereinnah-
men bei planmäßigem Vollzug der Steuerentlastung im
Jahre 2003 niedriger als 6,6 Mrd. p ausgefallen wären.
Zur Finanzierung des Fonds »Aufbauhilfe« sind jedoch fest-
gesetzte Beträge einzuzahlen. Es ist deshalb falsch, wenn
einige Finanzminister in den Ländern darauf hinweisen,
das »Flutopfersolidaritätsgesetz« schaffe keine zusätz-
lichen Belastungen für Länder und Gemeinden: Statt den
Bürgern und Unternehmern Steuerentlastungen zu ge-
währen, müsse ein entsprechender Betrag in den Fonds
»Aufbauhilfe« gezahlt werden. Unabhängig von der tat-
sächlichen Entwicklung des Steueraufkommens müssen
der Bund (3,5 Mrd. p) sowie die Länder und ihre Ge-
meinden (3,6 Mrd. p) in den Fonds »Aufbauhilfe« zahlen.
Das kann – zumal bei ungünstiger wirtschaftlicher Ent-
wicklung – zu einer weiteren Verschuldung in den öffent-
lichen Haushalten führen, zumal nach Meinung der
Bundesregierung Ausgabenumschichtungen in den öf-
fentlichen Haushalten nicht möglich sind. Das in der Be-
gründung des »Flutopfersolidaritätsgesetzes« genannte
Ziel, wonach »die notwendigen Mittel ohne zusätzliche
Staatsschulden aufgebracht werden (sollen)«, wird sich
also kaum verwirklichen lassen.

Damit kommt die Verschiebung der Steuerreformstufe in
die Nähe der Pläne der CDU/CSU, die Aufbauhilfe aus den
an den Bund ausgeschütteten Bundesbankgewinnen zu
finanzieren, soweit diese im Jahre 2002 den Betrag von
3,5 Mrd. p überschreiten. Zur Diskussion steht damit ein
Betrag von 7,7 Mrd. p, der nach bisheriger gesetzlicher Re-
gelung für die Tilgung der Schulden des Erblastentilgungs-
fonds vorgesehen ist. Die CDU/CSU will also eine Til-
gungsstreckung beim Erblastentilgungsfonds einführen. Sol-
che Tilgungsstreckungen hat es in der Vergangenheit
wiederholt beim Fonds »Deutsche Einheit« gegeben, zuletzt
im Jahre 2001 zur Kompensation der Belastungen der Län-
der aus der Reform des Länderfinanzausgleichs. Zweifel-
los führen solche Tilgungsstreckungen zu einer Zunahme
des Defizits im Staatshaushalt, so dass auch das Maast-
richt-Kriterium (Defizitquote nicht höher als 3%) berührt wird.
Es kann für sich gesehen daraus eine Anhebung der Defi-
zitquote um etwa 0,4 Prozentpunkte verteilt auf die Jahre
2002 und 2003 resultieren. Probleme, die sich möglicher-
weise mit dem Maastricht-Kriterium ergeben könnten, sind
jedoch nicht auf die Flutschäden zurückzuführen, sondern
spiegeln mangelnde Konsolidierung des Haushalts in den
Vorjahren wider. Von einer Tilgungsstreckung gehen keine
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negativen Wirkungen auf Konjunktur, Wachstum und Be-
schäftigung aus. Zudem ist zu berücksichtigen, dass im
Jahre 2000 eine außerordentliche Tilgung von etwa
50 Mrd. p (UMTS-Erlöse) geleistet worden ist. Auch das
würde es rechtfertigen, angesichts der Flutkatastrophe nun
eine einmalige Tilgungsstreckung von 7,7 Mrd. p vorzu-
nehmen. Der Abbau der Staatsschulden ist ein längerfris-
tiges Ziel: Einmalige Einnahmen (zum Beispiel aus Privati-
sierungen) sollten für höhere Tilgungen genutzt werden; bei
einmaligen Belastungen (zum Beispiel durch Naturkatas-
trophen) könnten dann vorübergehend geringere Tilgungen
zugelassen werden. 

Kein Zweifel: Die Flutkatastrophe verlangt solidarische Hil-
fe. Erfreulicherweise gibt es darüber und über das erfor-
derliche Ausmaß der Hilfe keinen politischen Dissens. Um-
stritten ist dagegen die Art der Finanzierung. Der richtige
Weg wären Ausgabenumschichtungen in den öffentlichen
Haushalten. Wenn diese aber nicht durchgesetzt werden
können oder sollen, besteht nur noch die Wahl zwischen
verschiedenen Übeln. Mit der Verschiebung der zweiten Ent-
lastungsstufe der Steuerreform hat sich die Bundesregie-
rung leider für das größere Übel entschieden.

Steuerreform als konjunktureller Impuls
unbedingt notwendig

Zur Finanzierung der Beseitigung der Flutschäden sind in
der Wahlkampfhektik allerlei Vorschläge unterbreitet wor-
den, die aus Sicht der Steuerzahler nicht immer schlüssig
und sinnvoll sind. 

Dies gilt vor allem für die Verschiebung der nächsten Stufe
der Steuerreform im Jahre 2003. Denn das ist nichts ande-
res als eine verdeckte Steuererhöhung. Die Erhöhung der
Körperschaftsteuer stellt eine offene Steuererhöhung dar.
Beides ist Gift für die schon jetzt lahmende Konjunktur. Die
Entlastung, die mit der zweiten Stufe der Steuerreform vor-
gesehen war, wäre als konjunktureller Impuls unbedingt not-
wendig gewesen. 

Hierbei darf auch nicht außer Acht gelassen werden, dass
mit der Verschiebung der Steuerreform negative finanzpsy-
chologische Effekte verbunden sind. So nimmt das Vertrauen
der Bürger in die Zuverlässigkeit des Steuergesetzgebers
Schaden. Im betrieblichen Bereich werden durch die Steu-
ererhöhungen die Rahmenbedingungen für Investitionen ver-
schlechtert. 

Fatal ist, dass die Steuererhöhungen auch diejenigen tref-
fen, die unter den Folgen der Flut zu leiden haben. Auch
müssen die gar nicht von den Flutschäden betroffenen Län-
der und Kommunen im äußerst komplizierten System des
deutschen Finanzausgleichs erst einmal dazu gebracht wer-
den, ihre Steuermehreinnahmen aus der verschobenen Steu-
erentlastung dem Fluthilfe-Fonds zur Verfügung zu stellen.

Das Aussetzen der zweiten Reformstufe der Steuerreform
belastet die Steuerzahler in 2003 mit 6,3 Mrd. q, die Erhö-
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hung der Körperschaftsteuer mit 791 Mill. q. Einem verhei-
rateten Durchschnittsverdiener mit zwei Kindern (Steuer-
klasse III/2) stehen damit 353 q im Jahr weniger zur Ver-
fügung. 

Doch auch ohne diese Maßnahmen waren für 2003 schon
längst massive Mehrbelastungen beschlossen: Die Erhö-
hung der so genannten Ökosteuer belastet die Steuerzah-
ler um weitere 2,76 Mrd. q und die diesjährige Erhöhung
der Tabak- und Versicherungsteuer schlägt im nächsten Jahr
mit Belastungen von 1,975 Mrd. q zu Buche. Das alles führt
dazu, dass sich die volkswirtschaftliche Einkommensbe-
lastungsquote nächstes Jahr voraussichtlich auf 56,4% er-
höhen wird. 

Die vom Bundesfinanzminister verhängte Haushaltssperre
für den Bundeshaushalt 2002 war zwar ein Schritt in die rich-
tige Richtung, da so die nicht gesetzlich oder vertraglich fi-
xierten Konsumausgaben im laufenden Haushalt beschnit-
ten werden können, dennoch handelt es sich dabei letz-
tendlich nur um den zweitbesten Weg. 

Die notwendige Bereitstellung öffentlicher Mittel müsste
vielmehr durch Umschichtungen und Einsparungen in den
Haushalten von Bund und Ländern erwirtschaftet werden.
Dazu sollte eine „Flut-Task-Force“ die Haushalte nach we-
niger wichtigen Ausgaben durchforsten und diese zuguns-
ten der Hochwasserhilfe streichen oder zurückstellen. Hier
bietet sich neben den Konsumausgaben insbesondere der
milliardenschwere Topf der Zuwendungen und Subven-
tionen an, die jährlich von Bund und Ländern mit oft zwei-
felhaften Begründungen gewährt werden. Auch weniger
dringende Investitionen sollten zugunsten der Fluthilfe zu-
rückgestellt werden. Dafür werden die Betroffenen sicher
Verständnis haben. Da viele Zahlungen erst 2003 haus-
haltswirksam werden, ist genug Zeit, um mit kühlem Kopf
die Haushalte konsequent nach Einsparungen zu durch-
forsten. 

Bei einem Volumen des Bundeshaushalts 2002 von
248 Mrd. q entsprechen die durch die Haushaltssperre er-
warteten Einsparungen gerade einmal 0,1%. 

Durch konsequente Ausgabenumschichtungen und die
Streichung bzw. Zurückstellung weniger wichtiger Ausga-
ben und Projekte könnte ein wesentlich größerer finanziel-
ler Spielraum für die noch exakt zu beziffernden Hochwas-
serhilfen geschaffen werden. Aber solche Maßnahmen
scheuen sämtliche Parteien in Wahlkampfzeiten wie der Teu-
fel das Weihwasser. 

Bei einem Ausgabevolumen des öffentlichen Gesamthaus-
haltes von über 600 Mrd. q könnten alleine durch Um-
schichtungen und Einsparungen in Höhe von nur 3% mehr
als 18 Mrd. q freigesetzt werden.

Auch der Vorschlag der CDU/CSU, den Bundesbankgewinn
für die Finanzierung der Flutschäden zu verwenden, hat ei-
nen schalen Beigeschmack. Der 3,5 Mrd. q übersteigende
Anteil des Bundesbankgewinns ist nämlich für die Schul-
dentilgung beim Erblastentilgungsfonds vorgesehen, und
das ist auch gut so. Diesen Teil des Bundesbankgewinns in
Höhe von 7,7 Mrd. q in 2002 für die Hochwasserhilfen zu
verwenden, wäre nichts anderes als eine Ausweitung der
Neuverschuldung, da das Geld schon längst nicht mehr
zur Verfügung steht. 

Angesichts der erdrückend hohen Last der Staatsverschul-
dung von 1,24 Bill. q und einem aktuellen Zuwachs von
1 333 q pro Sekunde, gibt es keinerlei Spielraum für der-
artige Dispositionen. 

Ein verlässlicher Abbau des Schuldenberges, den die Poli-
tiker über Jahrzehnte zulasten jetziger und künftiger Gene-
rationen aufgetürmt haben und zu dessen Finanzierung
schon jetzt 15% der Steuereinnahmen verwendet werden
müssen, muss ganz oben auf der politischen Tagesordnung
stehen.

Auch hätte die Opferung des Bundesbankgewinns Präze-
denzcharakter für künftige Finanznöte und wäre damit, ein-
mal in die Fänge der Politik geraten, gänzlich der Schul-
dentilgung entzogen.

In den öffentlichen Haushalten einen Puffer für Naturkatas-
trophen durch nachhaltige Konsolidierung zu schaffen, ist
auch aus einem bisher kaum erwähnten Grund wichtig: Die
nächste Flut kommt bestimmt.
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Das Handwerk ist überproportional 
betroffen

Die Flutkatastrophe entlang Elbe und Donau sowie ihrer
Nebenflüsse erfordert einen nationalen Kraftakt. Zwölf Jah-
re nach der Deutschen Wiedervereinigung muss es der inner-
deutschen Solidarität erneut gelingen, ein umfangreiches
Hilfsprogramm auf den Weg zu bringen.

Als prioritäre Zielsetzung steht neben der Unterstützung
der von der Flutkatastrophe geschädigten Bürgerinnen und
Bürger sowie Hilfen für betroffene Betriebe der Wiederauf-
bau der zerstörten Infrastruktur in den vom Hochwasser be-
troffenen Regionen im Zentrum der Bemühungen. Wichti-
ge Zielkriterien sind dabei die Konjunktursensibilität der Maß-
nahmen, die verteilungspolitische Bewahrung der sozialen
Symmetrie sowie die Schnelligkeit der Maßnahmenum-
setzung.

So groß der gesellschaftliche Konsens bezüglich der Ziel-
setzungen auch sein mag, so unterschiedlich sind die Mei-
nungen über den geeigneten Weg dorthin. Um eine best-
mögliche Maßnahmenwahl zu gewährleisten, sind die in Fra-
ge kommenden Finanzierungsalternativen in ihrer Wirk-
samkeit bezüglich der Zielerreichung zu überprüfen.

Zwei grundsätzliche Finanzierungsalternativen standen sich
in der aktuellen politischen Diskussion gegenüber: Die Ver-
schiebung der zweiten Stufe der Steuerreform zum 1. Ja-
nuar 2003 um ein Jahr oder eine Kombination aus Ausga-
benkürzung und Neuverschuldung. Die Bundesregierung
hat sich für die erste Alternative entschieden. Die zweite Al-
ternative wäre aber als überlegene Maßnahme vorzuziehen,
da sie sich konjunkturfreundlicher, verteilungspolitisch neu-
traler und schneller auswirkt.

Die Verschiebung der Steuerreform schwächt die Wachs-
tumskräfte der ohnehin daniederliegenden Konjunktur wei-
ter. Der Zeitpunkt für eine solche Entscheidung könnte kon-
junkturpolitisch gar nicht ungünstiger sein. Der dritte Rück-
gang des ifo Geschäftsklimaindex in Folge signalisiert die
Gefahr einer erneuten konjunkturellen Abschwächung und
damit einer Fortsetzung der schon überwunden geglaub-
ten Rezession.

Hinzu kommt, dass der beschlossene Anstieg des Körper-
schaftsteuersatzes für die rund 450 000 Kapitalgesell-
schaften mit einem Abschöpfungsvolumen von 1,2 Mrd. q
– davon 0,8 Mrd. q im Rechnungsjahr 2003 – ebenfalls kon-
junkturdämpfend wirkt.

Standortpolitisch geht von einer Verschiebung der Steu-
erreform eine stark negative Wirkung aus. Schon heute ist
die im europaweiten Vergleich überdurchschnittliche Grenz-
steuerbelastung im Einkommensteuerbereich ein nicht un-
erheblicher Standortnachteil. Darüber hinaus sind Ver-
lässlichkeit und langfristige Kalkulierbarkeit der steuer-
rechtlichen Rahmenbedingungen maßgebliche Standort-
kriterien für Investitionsentscheidungen. Keine vier Mona-
te vor Inkrafttreten einer Steuerentlastungsstufe von de-
ren Verschiebung zu erfahren, wirft jegliche verlässliche
strategische Investitionsplanung über den Haufen und
schadet langfristig dem Image des Investitionsstandortes
Deutschland.

Die Verschiebung der Steuerreform tangiert ferner besonders
die Binnennachfrage. Das abgeschöpfte Steuervolumen von
6,9 Mrd. q entfällt zu drei Viertel auf die unterlassene An-
hebung des Grundfreibetrags sowie auf die Verzögerung der
Senkung des Eingangsteuersatzes von 19,9 auf 17% und
steht damit gerade niedrigen Einkommensschichten nicht
zur Verfügung, bei denen ein höheres verfügbares Einkom-
men überwiegend in den Konsum geflossen wäre. Das
Handwerk und andere konsumnahe Wirtschaftsbereiche
sind deshalb überproportional von dieser Schwächung der
Privatnachfrage betroffen.

Die abgeschöpften Steuereinnahmen wahren daher kei-
neswegs wie oftmals fälschlich behauptet die soziale Sym-
metrie. Wenn die Steuerreform seinerzeit mit dem Etikett
»Entlastung der unteren und mittleren Einkommen« be-
schlossen wurde, so sind diese Einkommensgruppen auch
die Hauptleidtragenden einer zeitlichen Verschiebung.

Auch im Unternehmensbereich ist eine soziale Symmetrie
nicht gewährleistet. Mittelständische Personenunternehmer
sind durch die Verschiebung der Einkommensteuerreform
negativ belastet. Im Bereich der Kapitalgesellschaften kön-
nen die großen internationalen Unternehmen durch eine ge-
schickte Bilanzpolitik die Mehrbelastung ganz oder teilweise
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vermeiden, während die mittelständischen GmbHs voll ge-
troffen werden.

Auch beim Zielkriterium »Schnelligkeit der Maßnahmenum-
setzung« ist die Verschiebung der Steuerreform die unter-
legene Finanzierungsalternative. Das aus der Verschiebung
der zweiten Stufe der Steuerreform resultierende Mehrauf-
kommen steht entsprechend der Finanzverfassung Bund,
Ländern und Gemeinden zu und ist zudem breit gestreut.
Lediglich 0,3 Mrd. q kommen überhaupt den ostdeutschen
Ländern und Gemeinden direkt zu Gute. 

Um das Gesamtvolumen in den Fonds »Aufbauhilfe« flie-
ßen zu lassen, müssen die nicht betroffenen Gebietskör-
perschaften auf ihren Anteil verzichten. Auch wenn die Mi-
nisterpräsidenten der Länder ihre Zusage hierfür bereits ge-
geben haben, so ist immer noch nicht sichergestellt, dass
auch die in einem finanziellen Engpass sich befindlichen
Kommunen dem Abkommen zustimmen. Streit ist hier fast
zwangsläufig vorprogrammiert!

Sprechen auf der einen Seite bereits sehr viele Gründe ge-
gen die Finanzierungsalternative »Verschiebung der zweiten
Stufe der Steuerreform zum 1. Januar 2003 um ein Jahr«,
so gibt es auf der anderen Seite Argumente, die der zwei-
ten Finanzierungsalternative »Kombination aus Ausgaben-
kürzung und Neuverschuldung« den Vorzug geben, deren
Verwirklichung ja noch nicht ausgeschlossen ist.

Bereits im Herbst 2001 forderten die fünf führenden Wirt-
schaftsforschungsinstitute in ihrem Gutachten, die nächste
Stufe der Steuerreform vorzuziehen und zur Gegenfinan-
zierung eine vorübergehend höhere Neuverschuldung in Kauf
zu nehmen. An den konjunkturellen Rahmenbedingungen
hat sich seither nichts gebessert. Mit der Verschiebung der
Steuerreform schlägt die Bundesregierung damit eine dem
wirtschaftswissenschaftlichen Fachverstand diametral ent-
gegengesetzte Richtung ein.

Bei der Finanzierungsalternative »Kombination aus Ausga-
benkürzung und Neuverschuldung« ist ein Zwei-Stufen-Kon-
zept zu empfehlen. Einer höheren Nettokreditaufnahme ist
eine konsequente und vorurteilslose Durchforstung aller öf-
fentlichen Haushalte nach Umschichtungs- und Einspar-
möglichkeiten voranzuschalten.

Bereits durch eine Umschichtung von rund 1% der für 2003
insgesamt vorgesehenen öffentlichen Ausgaben könnten
die angestrebten 6,9 Mrd. q bereitgestellt werden. Großes
Einsparpotential bietet sich insbesondere im Bereich der
Subventionen. Mit seinem hohen Anteil an strukturkon-
servierenden Erhaltungssubventionen ist das deutsche
Subventionssystem eine uneffektive Umverteilungsma-
schinerie, die dem produktiven Mittelstand nimmt und struk-
turschwachen Wirtschaftsbereichen und Großkonzernen

gibt. Die Einsparmöglichkeiten sind hier erheblich. Mit ei-
nem entschlossenen Subventionsabbau könnte man ne-
ben der Finanzierung der Hochwasserkosten auch zu-
sätzlich eine wichtige ordnungspolitische Weichenstellung
vornehmen.

Auch die Nutzung von Privatisierungserlösen ist vorurteils-
los anzudenken. Nach dem Beteiligungsbericht 2001 sind
der Bund und seine Sondervermögen noch immer an 381
Unternehmen mit mehr als 25% beteiligt. Auch hier könn-
te das ordnungspolitische Gebot der Entstaatlichung mit
der Finanzierung der Hochwasserhilfen elegant verbunden
werden.

Erst wenn alle haushaltskonsolidierenden Maßnahmen wie
Haushaltssperre, Umschichtungen, Einsparungen, Privati-
sierungen und Subventionsabbau ausgeschöpft sind, soll-
ten über die Restfinanzierung Entscheidungen getroffen wer-
den. Eine dann noch erforderliche maßvolle Neuverschul-
dung ist im aktuell herrschenden Katastrophenfall wohl kei-
ne finanzpolitische Katastrophe.

Hinzu kommt, dass die Verwendung des Bundesbankge-
winns, soweit er dem Erblastentilgungsfonds zuzuführen
ist, zwar eine Erhöhung der Nettoneuverschuldung dar-
stellt, allerdings nur in der Höhe, in der die Mittel abfließen
und nicht in ihrer Gesamtheit von ca. 7,7 Mrd. q. Auch ei-
ne Kollision mit dem Stabilitätskriterium des Maastrichter
Vertrages stellt keine Gefahr dar. Für den Fall von Natur-
katastrophen sieht das Vertragswerk bei einem tatsäch-
lichen Überschreiten der Drei-Prozent-Grenze der Neu-
verschuldung explizit entsprechende Ausnahmeregelun-
gen vor.

Über die direkt haushaltstechnischen Maßnahmen hinaus
wären auch weitergehende kreative Maßnahmen wün-
schenswert gewesen, bevor man die konjunkturschädigende
Idee einer Verschiebung der Steuerreform in Erwägung ge-
zogen hätte. Angesichts der hohen Opferbereitschaft der
Bevölkerung, die gar nicht hoch genug gewürdigt werden
kann, wäre sicherlich auch Verständnis dafür aufgebracht
worden, z.B. einige Feiertage in diesem und im nächsten
Jahr als Arbeitstage zu deklarieren und die hieraus resultie-
rende Wertschöpfung den Geschädigten zukommen zu las-
sen. Dass ein solcher Gedanke keineswegs weltfremd ist,
zeigt das Beispiel eines anderen EU-Mitgliedslandes. Ita-
lien spielte hier eine Vorreiterrolle, um die Maastricht-Krite-
rien zu erfüllen.

Immerhin einen solchen kreativen Vorschlag hat die Bundes-
regierung auf Drängen des Handwerks in den Maßnahme-
katalog mitaufgenommen: Arbeitszeitspenden werden steu-
er- und abgabenfrei gestellt. Attraktiv für die Spender sind
sie im Übrigen auch deshalb, weil sie alternativ steuermin-
dernd geltend gemacht werden können. Die Verwirklichung
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dieses Vorschlags zeigt, wie man auf einfachem Wege kon-
junkturpolitisch sinnvoll helfen kann und dabei die Neuver-
schuldung schont.

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Die Bundesregie-
rung hat durch ihre vorschnelle, auf den kurzfristigen Wahl-
kampfvorteil schielende Entscheidung, die Verschiebung der
Steuerreform als Finanzierungsalternative für die Hochwas-
serkosten zu wählen, eine große Chance verpasst. Durch
diese konjunkturschädliche, sozial unausgewogene und zeit-
verzögernde Entscheidung beschwört sie die Gefahr her-
auf, die ungeheuere Solidarität, die in unserem Land zu spü-
ren ist, leichtfertig zu verspielen. Nationale Kraftakte kön-
nen aber nur dann gelingen, wenn diese Solidarität im brei-
ten gesellschaftlichen Konsens auf die Finanzierungsmaß-
nahmen übertragen wird. 

Die staatliche Ausgabenflut eindämmen

Die Bilder von der Hochwasserkatastrophe wecken As-
soziationen mit dem deutschen Staatshaushalt: Der Pe-
gelstand der Neuverschuldung kommt der kritischen Mar-
ke gefährlich nahe, bereits ausgeufert sind die öffentlichen
Ausgaben. Ihre Relation zur gesamtwirtschaftlichen Leis-
tung lag Anfang der sechziger Jahre noch bei knapp 35%
– heute sind es fast 50%. Aus dem Ruder läuft vor allem
das Sozialsystem, das mittlerweile ein Drittel des Sozial-
produkts beansprucht. Hier drohen die notdürftigen Däm-
me gegen Beitragserhöhungen zu brechen. Auch unser
Staat hat also mit Problemen der Flut zu kämpfen: einer
Flut von Aufgaben und Ansprüchen, die ihn zusehends
überfordern. 

Wie aber soll ein selbst in Bedrängnis geratener Staat sei-
nen Bürgern in Not helfen? Überrascht es da noch, dass die
Bundesregierung angesichts zusätzlicher Belastungen –
schon das zweite Mal binnen Jahresfrist – Zuflucht bei den
Steuerzahlern sucht? Fast im Handstreich und ohne große
öffentliche Diskussion hat man die zweite Stufe der Steuer-
reform verschoben, noch bevor das finanzielle Ausmaß der
Hochwasserkatastrophe einigermaßen verlässlich abzu-
schätzen ist. Diese Maßnahme lässt vermuten, dass die öf-
fentliche Haushaltslage schon vor der Flut kritischer war als
in der Öffentlichkeit dargestellt.

Kein Spielraum für neue Schulden

Vergessen wir nicht: Anfang des Jahres hatte sich die
Bundesregierung gegenüber Brüssel verpflichtet, bis 2004
einen »nahezu« ausgeglichenen Staatshaushalt vorzulegen.
Schon dieses ehrgeizige Ziel verlangt von der Finanzpolitik
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einen gewaltigen Kraftakt. Immerhin geht es darum, eine
jährliche Neuverschuldung von rund 50 Mrd. q innerhalb
von zwei Jahren auf etwa 10 Mrd. q zu drücken. Stellt man
nun noch die volkswirtschaftlichen Kosten aufgrund der
Hochwasserschäden mit in Rechnung – erste unsichere
Schätzungen reichen bis zu einer Größenordnung von
20 Mrd. q –, wird die eigentliche Dimension der finanzpoli-
tischen Herausforderung sichtbar. Kann Deutschland sie be-
wältigen, oder drohen nun auch die sorgsam errichteten
Dämme gegen die Verschuldung zu brechen?

Um es vorweg zu nehmen: Spielraum für weitere staatliche
Kreditaufnahme besteht nicht mehr. Schon bevor hier zu
Lande die ersten Deiche brachen, kam die staatliche Defi-
zitquote dem zulässigen Maximum von 3% gefährlich na-
he. Angesichts der nur schleppenden Konjunkturerholung
– mit entsprechenden Konsequenzen für das Steuerauf-
kommen – wächst die Gefahr, dass Deutschland in diesem
Jahr die 3%-Marke sogar überschreitet. Da auch Frankreich,
Italien und Portugal mit diesem Problem zu kämpfen haben,
überrascht es kaum, dass der Ruf nach einer Lockerung des
Stabilitätspakts mit weniger strengen Defizitkriterien immer
lauter wird.

Diese Debatte erhält nun mit der fiskalischen Bewältigung
der Flutkatastrophe einen neuen Aspekt. Denn der Maast-
richt-Vertrag lässt das Überschreiten der Defizitgrenze u.a.
dann zu, wenn ein nicht kontrollierbares, außergewöhnli-
ches Ereignis vorliegt, das größere Auswirkungen auf die
finanzielle Situation eines Landes hat. Selbst wenn dies für
Deutschland mit Blick auf die Flutkosten zuträfe, ist davor
zu warnen, diese Ausnahmeregelung zu beanspruchen. Die
»psychologischen Schleusen« für weniger strenge Defizit-
regeln wären dann wohl endgültig geöffnet. So schlimm
die Folgen der Flut auch sind: Sie dürfen nicht dafür her-
halten, auch noch den Stabilitätspakt zu unterspülen oder
gar die gemeinsame Währung Europas in ein Desaster zu
stürzen. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass der Weg, die
Flutschäden über staatliche Kreditaufnahme zu finanzieren,
nur unter Inkaufnahme beträchtlicher Risiken gangbar wä-
re. Im Übrigen läuft der Vorschlag, den Bundesbankgewinn
teilweise zur Finanzierung der Schäden zu verwenden, hier-
auf hinaus. Vom diesem Gewinn fließen 3,5 Mrd. q in den
Bundeshaushalt, der Rest – in diesem Jahr knapp 8 Mrd.q
– dient der Tilgung von Schulden des Erblastentilgungs-
fonds. Verwendet man diese Summe für zusätzliche Aus-
gaben, dann steigt das Budgetdefizit entsprechend.

Die Steuerreform auf Eis legen? 

Es ist daher zu begrüßen, dass die Bundesregierung nicht
in eine noch höhere Staatsverschuldung ausgewichen ist,

um die Hochwasserschäden zu stemmen. Doch ihr Weg,
die Kosten überwiegend durch den Verzicht auf Steuersen-
kungen zu finanzieren, ist auch nicht besser. Wie schon er-
wähnt, soll die zweite Stufe der Steuerreform um ein Jahr
auf 2004 verschoben werden, was einen Betrag von knapp
7 Mrd. q freisetzen würde. Geplant ist außerdem, die Kör-
perschaftsteuer für ein Jahr um 11/2 Prozentpunkte anzu-
heben, was knapp 1 Mrd. q an zusätzlichem Aufkommen
bringen soll. Diese Maßnahmen gefährden die Konjunktur-
erholung nicht grundsätzlich; die frei werdenden Mittel kom-
men nun hauptsächlich den Investitionen zugute und nicht
dem privaten Konsum. Rein rechnerisch wären im Fall von
Steuersenkungen die positiven Konjunktureffekte sogar et-
was geringer gewesen, da die Verbraucher einen Teil des
zusätzlichen Einkommens gespart hätten.

Dennoch ist die Verschiebung der Steuerreform ein falsches
Signal. Sie passt nicht in ein makroökonomisches Umfeld,
das darauf ausgerichtet sein soll, Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen. Die Bundesregierung darf – bei aller Solidarität mit
den Flutopfern – ihr wichtigstes wirtschaftspolitisches Ziel
nicht aus den Augen verlieren. Auf globalen Märkten sind
Unterschiede in den nationalen Steuersystemen für die Kon-
kurrenzfähigkeit von Unternehmen sehr bedeutsam. Der
steuerliche Wettbewerb um Industriestandorte und Ar-
beitsplätze nimmt zu. Steuerpolitik ist deshalb auch Stand-
ortpolitik. Grundsätzlich sind die Beschäftigungschancen
günstiger, wenn es – nicht zuletzt mit Hilfe der Steuerpolitik
– gelingt, mobiles Sachkapital und mobiles technisches Wis-
sen in Deutschland zu halten oder aus dem Ausland anzu-
locken. 

Mit der im Sommer 2000 verabschiedeten Steuerreform
ist zwar die effektive marginale und durchschnittliche Steu-
erbelastung der deutschen Kapitalgesellschaften deutlich
zurückgegangen. Da allerdings der internationale Mittelwert
in den letzten Jahren ebenfalls deutlich gesunken ist, er-
gibt sich bei der effektiven Steuerlast keine nennenswerte
Rangverbesserung. Mittelständische Unternehmen, die als
Personengesellschaft organisiert sind, haben bislang von
der Steuerreform kaum profitiert. Im Gegenteil: Die zweite
Stufe der Reform, die ab 2003 gerade den Mittelstand ent-
lasten sollte, wird nun ja auf 2004 verschoben. Genau in
diesem Jahr aber werden besondere finanzpolitische An-
strengungen notwendig sein, um einen »nahezu« ausge-
glichenen Haushalt zu erreichen. Deshalb besteht die Ge-
fahr, dass man die versprochene Steuersenkung noch-
mals aufschiebt. 

Nach wie vor liegt die wichtigste Aufgabe der Steuerpolitik
in der drastischen Vereinfachung des Einkommensteuer-
rechts. Da man über dessen Gestaltung die verschiedens-
ten Einzelziele verfolgt, ist ein undurchdringliches Rege-
lungsdickicht entstanden. Das deutsche Steuerrecht enthält
einerseits viele Privilegien und Abzugsmöglichkeiten, ande-
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rerseits aber nach wie vor relativ hohe Steuersätze. Viel sinn-
voller wäre eine Bemessungsgrundlage ohne Privilegien, die
niedrige Steuersätze ermöglicht. Mittelfristig erstrebenswert
ist eine stärkere Senkung der Einkommensteuer mit einem
Spitzensatz deutlich unter 40%. Wünschenswert ist außer-
dem eine einheitliche Besteuerung aller Einkünfte – unab-
hängig davon, wie und wo sie erwirtschaftet und verwen-
det werden. 

Die Lösung liegt im Sparen

Festzuhalten ist: Die beiden Möglichkeiten, die Hochwas-
serschäden durch höhere Neuverschuldung oder das Ver-
schieben der Steuerreform zu finanzieren, sind mit erheb-
lichen Problemen behaftet. Bleibt als Ausweg nur noch, der
staatlichen Ausgabenflut endlich Herr zu werden. Ein min-
destens ebenso klares Zeichen der Solidarität mit den Flut-
opfern wie der Verzicht auf Steuersenkungen wäre die Um-
schichtung von Staatsausgaben zu deren Gunsten. Noch
scheut sich die Politik, den von der Katastrophe Verschon-
ten die »Kuscheldecke« staatlicher Wohltaten zu nehmen
und sie den wirklich in Not Geratenen zu geben. Die Re-
gierung muss neue Prioritäten setzen und dabei auch Aus-
gabenkürzungen in Angriff nehmen, die schon immer auf
heftigen Widerstand gestoßen sind. Das gilt für den Be-
reich der Sozialversicherungen ebenso wie für die staatlichen
Subventionen. Letztere summieren sich – nach der Defini-
tion des Instituts für Weltwirtschaft in Kiel – auf den statt-
lichen Betrag von 156 Mrd. q im Jahr 2001. Das sind 71/2%
des Sozialprodukts und gut ein Drittel des Steuerauf-
kommens. 

Die nötigen Finanzmittel durch Umschichtung der Staats-
ausgaben aufzubringen, erscheint auch unter Beachtung
der beiden Ziele, das Budgetdefizit und die Arbeitslosigkeit
abzubauen, als die sinnvollste Lösung. Das Ziel der Bundes-
regierung, den öffentlichen Haushalt mittelfristig auszuglei-
chen, erfordert ohnehin verstärkte Sparanstrengungen.
Ebenfalls wichtig für die Haushaltskonsolidierung ist der Ab-
bau der Arbeitslosigkeit, die das öffentliche Budget in ho-
hem Maße belastet. Um aber das Problem der Arbeitslo-
sigkeit in den Griff zu bekommen, ist u.a. das Sozialsystem
mit größerem Nachdruck zu reformieren. Je schneller die
Regierung dies anpackt, umso glaubwürdiger wird ihr mittel-
fristiger Konsolidierungspfad. Wenn der Staat an dieser Stel-
le mit seinen Sparanstrengungen ansetzt, unterstützt er da-
mit – im Gegensatz zum Verschieben der Steuerreform – so-
gar den Abbau der Arbeitslosigkeit. 

Von den Vorschlägen der Hartz-Kommission ist diesbezüg-
lich nicht all zuviel zu erwarten. Sie zielen in erster Linie dar-
auf ab, bereits existierende Arbeitsplätze schneller zu be-
setzen, also die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit
zu verringern. Es ist eine Illusion zu glauben, damit allein las-

se sich die Arbeitslosigkeit innerhalb der nächsten drei Jah-
re halbieren. In Deutschland ist die hohe Arbeitslosigkeit nicht
primär das Resultat einer zu schwerfälligen Vermittlung. Das
Hauptproblem ist vielmehr, dass zu wenige Arbeitsplätze
vorhanden sind – vor allem für gering Qualifizierte. Um aber
Arbeitsplätze zu schaffen, ist neben einer auf Wachstum aus-
gerichteten Wirtschaftspolitik die entscheidende Voraus-
setzung, das Regelwerk des Arbeitsmarktes von vielerlei
Störeinflüssen zu befreien. Neben dem zu starren Tarifsys-
tem zählen hierzu vor allem die Rückwirkungen des Sozial-
staates auf den Arbeitsmarkt. Insbesondere die steigende
Last der Sozialbeiträge ist wegen ihrer hemmenden Wirkung
auf Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage für die hohe Ar-
beitslosigkeit mitverantwortlich. 

Um die hohen Sozialabgaben zu senken, führt an Reformen,
welche die Ausgabenseite des Sozialhaushalts entlasten,
kein Weg vorbei. Dabei ist die prinzipielle Frage zu beant-
worten, welche Leistungen in Zukunft noch von der Sozial-
versicherung getragen werden sollen und welche stattdes-
sen individuell abzusichern sind. Sozialpolitik muss heute
dazu beitragen, die Kräfte des Marktes über entsprechen-
de Anreizsysteme zu entfesseln. Eine zu weitgehende Ver-
teilungsorientierung lähmt die wirtschaftliche Aktivität und
verringert das Niveau des volkswirtschaftlichen Wohlstands.
Die soziale Frage lautet heute: Wie schaffen wir mehr wirt-
schaftliche Dynamik und mehr Arbeitsplätze? Die notwen-
dige soziale Sicherung muss den ökonomischen Möglich-
keiten Rechnung tragen und zugleich Eigeninitiative und Ei-
genverantwortung fördern.

Nur wenn man die auf die lange Bank geschobenen Struk-
turreformen endlich in Angriff nimmt, erhält der öffentliche
Haushalt wieder Spielraum. Das Budgetdefizit eines Lan-
des ist eben mehr als nur der Saldo seiner Ausgaben und
Einnahmen. Letztlich bündeln sich hier wie in einem Brenn-
glas auch die Versäumnisse der Wirtschaftspolitik. Der Staat
muss sich auf seine wesentlichen Aufgaben konzentrieren.
Die Grenzziehung zwischen öffentlichen und privaten Gü-
tern, der Umfang der Einkommensumverteilung und das
Ausmaß der sozialen Basissicherung beruhen auf politi-
schen Entscheidungen, die allesamt überdacht werden
müssen.

Sparpolitik muss nicht zwangsläufig kontraktive Effekte
hervorrufen. Zwar bedeutet eine Verringerung der staat-
lichen Ausgaben für sich genommen einen Nachfrage-
ausfall. Dem steht aber der Vertrauensgewinn gegenüber,
den eine Haushaltskonsolidierung bewirken kann. Wenn
etwa der eingeschlagene Kurs in der Wirtschaft die be-
gründete Zuversicht weckt, dass er Spielraum schafft, die
Steuer- und Abgabenbelastung zu senken, kann dies die
private Nachfrage beflügeln und den quantitativen Ent-
zugseffekt mittel- bis längerfristig ausgleichen oder gar
überkompensieren. 
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Zur Diskussion gestellt

Jenseits von staatlichen Hilfen 

Wie auch immer die staatlichen Hilfen für die Flutopfer letzt-
endlich finanziert werden – sei es durch Erhöhung der staat-
lichen Einnahmen oder durch Einsparungen auf der Aus-
gabenseite des Staatshaushalts –, in jedem Fall werden die
Kosten größtenteils »sozialisiert«, da der Steuerzahler mehr
oder weniger direkt in die Bresche springen muss. Anders
lässt sich kurzfristige Hilfe in größerem Umfang nun einmal
nicht mobilisieren. Doch unabhängig von der staatlichen und
privaten Soforthilfe stellt sich die Frage, wie man sich ge-
gen die Folgen von Naturkatastrophen wappnen kann, zu-
mal der Umfang solcher Elementarschäden in der Vergan-
genheit tendenziell zugenommen hat. Darüber hinaus gibt
es Indizien dafür, dass infolge der globalen Klimaänderung
Naturkatastrophen künftig immer häufiger und intensiver auf-
treten. Der Staat jedenfalls kann die Rolle des Vollkasko-Ver-
sicherers nicht übernehmen. Der vom Bundeskanzler aus-
gestellte Blankoscheck, niemand dürfe nach der Flut
schlechter gestellt sein als vorher, ist leider ungedeckt. 

Obwohl Elementarschäden grundsätzlich versicherbar sind,
haben nur wenige Haushalte und Unternehmen eine sol-
che Versicherung abgeschlossen. Es gibt deshalb den Vor-
schlag, eine Versicherungspflicht für Elementarschäden ein-
zuführen. Dem Modell der Kraftfahrtversicherung folgend sei
zum Beispiel denkbar, dass der Gesetzgeber eine Versi-
cherung gegen Hochwasser beim Abschluss einer Gebäu-
de- und Hausratsversicherung automatisch vorschreibe.
Zwar wäre dann auf eine gesicherte Regulierung solcher
Schäden Verlass. Zu bedenken ist aber, dass die Versiche-
rungspflicht erheblichen bürokratischen Aufwand beim Staat
und bei den Versicherern verursacht. Es stellt sich zudem
die Frage, wie man verfährt, wenn Prämien nicht bezahlt
werden. Ein Auto lässt sich in diesem Fall aus dem Verkehr
ziehen – ein Haus aber kaum. Gegen eine Versicherungs-
pflicht spricht nicht zuletzt, dass es ungerecht ist, das Risi-
ko von Hochwasserschäden, dem nur ein relativ kleiner Teil
der Bevölkerung ausgesetzt ist, der gesamten Bevölkerung
aufzubürden. 
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